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  AKTION/6384: Hanau - Tage der Industriekultur Rhein-Main vom 13. bis 18. August


  



  Tage der Industriekultur Rhein-Main vom 13. bis 18. August


  Neun Veranstaltungen rund um "Arbeitskultur - Unternehmenskultur" in Hanau


  



  Zum elften Mal veranstaltet die KulturRegion FrankfurtRheinMain in den letzten Tagen der Schulferien in Hessen und Rheinland-Pfalz die Tage der Industriekultur. Von Dienstag, 13. August, bis Sonntag, 18. August, lautet das diesjährige Motto "Arbeitskultur - Unternehmenskultur". Zu den Tagen der Industriekultur locken alle an der Route der Industriekultur Rhein-Main beteiligten Städte und Kreise mit attraktiven Angeboten von Führungen, Besichtigungen und Ausstellungen. An sechs Tagen finden über 312 Veranstaltungen in der Region zwischen Miltenberg am Main und Bingen am Rhein statt. Hanau ist 2013 mit insgesamt neun Einzelveranstaltungen an fünf Orten vertreten:


  Sa/17.08./ 11 bis 13 Uhr:

  Führung im Industriepark Wolfgang unter dem Motto: Unternehmenskultur im Industriepark Wolfgang

  Der Industriepark Wolfgang zählt sowohl zu den Innovationszentren in RheinMain als auch zu den langjährigsten Teilnehmern der Veranstaltungstage. Auch zum diesjährigen Focusthema wird eine Schwerpunktführung mit fachkundigen Mitarbeitern durch das Gelände angeboten. Evonik Industries und Umicore stellen Beispiele moderner Unternehmenskultur vor.

  Anmeldung (erforderlich): presse@ipw-rheinmain.de. Info: Industriepark Wolfgang GmbH, www.industriepark-wolfgang.de. Max. 30 Pers. ab 16 Jahre, Kostenfrei. Ein Ausweis ist mitzubringen. Aus Sicherheitsgründen sind keine Handys und Fotoapparate erlaubt. Treffpunkt: Hauptpforte, Rodenbacher Chaussee 4. ÖPNV: Bus HU53, Station Degussa.


  Fr/ 16.08./14 bis 15 Uhr:

  Führung bei den Rütgers Basic Aromatics

  Unter dem Titel "Pionierarbeit mit Eisenbahnschwellen - die Holzimprägnierung der Rütgers Basic Aromatics" wird in diesem Jahr wieder eine Werksführung angeboten, die der Standortleiter persönlich durchführt. 1886 ließen sich die Rütgers-Werke in Großauheim mit einer Kesseldruckanlage zur Imprägnierung von Holz durch Teeröl nieder. Hier werden bis heute Eisenbahnschwellen aus Buchen- und Eichenholz mit Teeröl imprägniert. Dieses Verfahren hat das Werk ausgebaut und bietet heute auch Salzimprägnierte Hölzer und Bauelemente für den Garten- und Landschaftsbau an. Das Verwaltungsgebäude, die Imprägnierhalle von 1886, ein Kesselhaus, eine Vorhalle mit zwei Kesseln zur Öl- und Teerimprägnierung und Teile des Maschinenparks sind erhalten und werden auf der Tour vorgestellt.

  Die Veranstaltung ist kostenfrei. Es ist eine Anmeldung erforderlich bei Beate Landefeld, Tel. 06181 399027, beate.landefeld@ruetgers-group.com, Die Teilnehmerzahl ist auf 20 begrenzt. Der Treffpunkt für die Führung ist am Eingang Heideäcker 3.


  Mi/ 14.08./ 17 bis 19 Uhr

  Fr/ 16.08./ 13 bis 15 Uhr

  Sa/ 17.08./ 11 bis 13 Uhr

  Drei Führungen im Hanauer Mainhafen

  Führung durch den 1924 fertiggestellten Hanauer Mainhafen, Präsentation des Hafens in Bildern, anschließend Führung durch den Hanauer Hafen entlang des Hafenbeckens und des Flusshafens über verschiedene Werksgelände der im Hafen ansässigen Firmen.

  Info und Anmeldung erforderlich bei Sabine Zwick, Tel. 06181 365 6000, info@hafen-hanau.de, www.hanau-hafen.de, Kosten: 5 Euro, ermäßigt 2,50 Euro, gutes Schuhwerk ist erforderlich. Treffpunkt: Hafenverwaltung, Saarstr. 12.


  Sa/ 17.08./ 12 bis 18 Uhr

  So/ 18.08./ 10 bis 17 Uhr

  Eisenbahnnostalgie im ehemaligen Bahnbetriebswerk Hanau Der Verein Museumseisenbahn Hanau veranstaltet an den beiden Tagen ein Betriebsfest mit Führerstandsmitfahrten auf einer Dampflokomotive, bietet Führungen über das Gelände, einen Bücherflohmarkt, Kindereisenbahn, Filmvorführungen und Imbiss. In dem Anfang des Zwanzigsten Jahrhunderts erbauten Bahnbetriebswerk mit zwei Rundschuppen und zwei Drehscheiben wurden die Dampflokomotiven gewartet und für ihre Fahrt über die Mittelgebirge versorgt. Heute befindet sich auf dem Gelände eine eindrucksvolle Sammlung historischer Fahrzeuge und Loks. Eine Ausstellung zeigt Fotos der 25jährigen Geschichte der Eisenbahn in Hanau und Fotos der 25jährigen Geschichte der Museumseisenbahn Hanau e.V.

  Info: Museumseisenbahn Hanau e.V., Tel. 0179 6783055, www.museumseisenbahn-hanau.de, Kosten: 5 Euro, ermäßigt 2,50 Euro, Treffpunkt: Heideäcker 1.


  Sa/ 17.08./ 11 bis 17 Uhr

  Maschinentag im Museum Großauheim

  Das Museum Großauheim zeigt den Wandel von der bäuerlichen Lebenskultur zur industriellen Fertigung am Beispiel seiner spannenden regionalen Industriegeschichte. Das 2011 nach umfassender Neukonzeption wiedereröffnete Zweispartenhaus präsentiert dabei zahlreiche Facetten der Hanauer Industrie bis zur heutigen Hightech-Produktion. In der Maschinenhalle ist die Energieerzeugung mit historischen Dampfmaschinen und Generatoren nachgestellt. Zum Tag der Industriekultur am 17. August werden die große liegende Einzylinder-Dampfmaschine der MAN und die ASTO Lokomobile im Museum von Mitgliedern des Fördervereins Dampfmaschinen-Museum in Betrieb genommen. Dazu werden zwischen 12 Uhr und 16 Uhr stündlich Sonderführungen zur Kunst und Industriegeschichte und eine Rallye durch das Museum mit Gewinnspiel für Kinder angeboten. Für die Kleinen fährt zudem ein Dampftraktor mit Anhänger vor dem Museum über das Parkgelände und lädt zum Mitfahren ein. Kulinarische Genüsse wie Bier, Weck, Worscht, Woi und Kuche ergänzen das Tagesprogramm.

  In den neuen Galerieräumen zeigt das Museum die Ausstellung "Digitale RETROkultur - Wie Computer die Haushalte eroberten". Es werden Heimcomputer wie Atari XL und Commodore 64, Spielkonsolen und Videospiele aus der Frühzeit der digitalen Revolution präsentiert, die einen gänzlich neuen Industriezweig produzierte. Der Vorstand des Projekts digitalretropark ist anwesend und wird die Ausstellung den interessierten Besuchern näher erläutern.

  Die Sonderausstellung findet in Zusammenarbeit mit dem Ersten Hanauer Netzwerkclub e. V. und dem Verein For Amusement Only e. V. statt und ist noch bis zum 29. September 2013 zu sehen. Achtung: Der Zugang zur Ausstellung "Digitale Retrokultur" ist nicht barrierefrei!

  Eintritt: Erwachsene 5 Euro/ ermäßigt 3,50 Euro / Familie 8 Euro, Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte, Pfortenwingert 4, 63457Hanau Großauheim, Tel. Museumskasse 06181 573763. Weitere Informationen zur Ausstellung und zum Programm der Lebendigen Museen unter www.museen-hanau.de.


  

  Die kostenfreien Veranstaltungsprogramme mit allen Angeboten der Tage der Industrikultur sind in Hanau im Stadtladen, in der Stadtbibliothek, in Buchläden und im Museum Großauheim erhältlich. Hinweis: Eine Radtour zu den Stationen der Industriekultur findet in diesem Jahr ausnahmsweise zum Tag des offenen Denkmals am 8. September 2013um 10 Uhr statt. Die Hanauer Stadtführerin Karolina Dols leitet die Führung, die vom Hafentorbau in die Innenstadt führt.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 7. August 2013

  Stadt Hanau

  Pressestelle

  Am Markt 14-18, 63450 Hanau

  E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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  KURSUS/4238: Bonn - "Englisch fürs Abi" vom 19. bis 22. August 2013


  



  Englisch fürs Abi an der VHS


  



  ib - In der VHS Bonn läuft von Montag bis Donnerstag, 19. bis 22. August, ein viertägiger Englisch-Intensivkurs für Schülerinnen und Schüler, die sich auf das Abitur nächstes Jahr vorbereiten. Täglich von 10 bis 14.15 Uhr üben die Kursteilnehmer Aufgabenformen aus den Klausuren der Oberstufe und des Abiturs. Weitere Infos gibt es auf www.vhs-bonn.de und telefonisch unter 0228 - 77 35 77.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Donnerstag, 8. August 2013

  Stadt Bonn

  Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

  Telefon: (02 28) 77-3000

  Telefax: (02 28)/77 2468

  E-Mail: presseamt@bonn.de

  Internet: www.bonn.de
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  KURSUS/4237: Hanau - Vier Gedächtnistrainings-Kurse, Start am 3., 5., 24. bzw. 26.9.2013


  



  Mit dem Seniorenbüro die grauen Zellen trainieren


  



  Im September beginnt das Seniorenbüro der Stadt Hanau mit neun neuen Gedächtnistrainingskursen unter dem Motto "Fit im Kopf - Bringen Sie Ihr Denkorgan in Schwung". Sie werden alle von Ehrenamtlichen geleitet. Der Kurs von Regina Debler, der am 3. September, startet, richtet sich an Menschen, die ein langsameres Lerntempo bevorzugen. Die Teilnehmerzahl ist auf fünf beschränkt. Am 5. September, 10 bis 11.30 Uhr, fängt Arno Schwarz an, am 24. September Hildegard Waltemate. Die drei Kurse dauern jeweils von 10 bis 11.30 Uhr und finden im Seniorenbüro in der Steinheimer Straße statt. Im Weststadtbüro (Kurt-Schumacher-Platz 8) trainiert Hildegard Waltemate ab 26. September immer donnerstags von 10 bis 11.30 Uhr die grauen Zellen. In allen Kursen stehen noch Plätze zur Verfügung. Anmeldung und Beratung ab sofort telefonisch oder persönlich im Seniorenbüro der Stadt Hanau bei Julika Moser (06181/66820-48 oder julika.moser@hanau.de).


  Der Teilnahme kostet 50 Euro für zehnmal anderthalb Stunden. Seniorinnen und Senioren mit Hanau-Pass zahlen 20 Euro.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 7. August 2013

  Stadt Hanau

  Pressestelle

  Am Markt 14-18, 63450 Hanau

  E-Mail: Pressestelle@hanau.de
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  TREFF/443: Kassel - Treffpunkt "Senioren im Museum" am 20. August


  



  Treffpunkt Senioren im Museum am 20. August


  



  Der Besuch der Ausstellung "Alles Kassel!? Eine Stadt von A - Z" ist am Dienstag, 20. August, um 14.30 Uhr in der Schaustelle des Stadtmuseums, Wilhelmsstr. 2, als "Treffpunkt Senioren im Museum" vorgesehen. Die ca. einstündige Führung mit Dr. Barbara Richarz-Riedl bietet neben der Information auch die Möglichkeit, Anregungen und Kontakte auszutauschen sowie das Thema im Anschluss mit der Führungskraft nochmals zu vertiefen.


  Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel, der Städtischen Museen sowie der Kunsthalle Fridericianum, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.


  Der Eintritt beträgt 4.50 Euro. Weitere Information sind unter der Telefonnummer (0561) 787 - 5024 erhältlich.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 6. August 2013

  Stadt Kassel

  Presse und Öffentlichkeitsarbeit

  Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

  Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

  Telefax: 0561 / 787-87

  E-Mail: presse@stadt-kassel.de

  Internet: www.kassel.de
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  VORTRAG/7427: Offenbach - "Wie in Stein gemeißelt ..." - Vortrag zu Recht und Schrift, 13.8.


  



  Goethe-Universität Frankfurt am Main


  "Wie in Stein gemeißelt ..." - Vortrag zu Recht und Schrift


  Rechtsprofessor Klaus Günther vom Exzellenzcluster "Normative Ordnungen" spricht am 13. August 2013 im Offenbacher Klingspor-Museum


  



  FRANKFURT. Das Recht und die Sprache, zumal als geschriebenes Wort, stehen seit jeher in einem engen Verhältnis zueinander und beeinflussen sich gegenseitig. Einen Einblick anhand ausgewählter Aspekte, bei dem auch gegenwärtige rechtstheoretische Diskussionen zur Sprache kommen, gibt Prof. Klaus Günther, Frankfurter Rechtswissenschaftler und Co-Sprecher des Exzellenzclusters "Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der Goethe-Universität, bei seinem Vortrag zum


  Thema: "Wie die Schrift dem Recht zu seinem Recht verhalf"


  am: Dienstag, 13. August 2013, um 18.30 Uhr.


  Ort: Klingspor-Museum Offenbach, Herrnstraße 80 (Südflügel des Büsing Palais), 63065 Offenbach am Main.


  Klaus Günther wird einen Bogen schlagen von den Anfängen der "Rechtsschreibung" bis hin zu besonderen Gesichtspunkten der Gegenwart. Der historische Abriss beginnt bei Stein- und Tontafeln, thematisiert das römische Recht und die Situation im Mittelalter und reicht über den "Code Napoleon" bis in unsere digitale Zeit.


  Günther lehrt Rechtstheorie, Strafrecht und Strafprozessrecht an der Goethe-Universität. Zu seinen Arbeitsschwerpunkten gehören neben anderen die Rechtsphilosophie, die Theorie der juristischen Argumentation sowie das Forschungsgebiet Recht und Literatur, das unter der Bezeichnung "Law and Literature" besonders auch im anglo- amerikanischen Raum verbreitet ist. Aus dem Blickwinkel "Recht als Literatur" betont diese Disziplin die Bedeutung der Sprache für die Rechtsfindung und die Anwendung des Rechts.


  Veranstalter des Vortragsabends sind der Exzellenzcluster "Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der Goethe-Universität, die Stadt Offenbach am Main und das Klingspor-Museum Offenbach. Das Museum in städtischer Trägerschaft hat die Schwerpunkte Schriftkunst und Typografie. Es wurde 1953 gegründet und hat sich in den letzten Jahren auch zu einer Sammlung künstlerischer Bücher entwickelt. Der Eintritt zu dem Vortrag am 13. August ist frei.


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.klingspor-museum.de

  http://www.offenbach.de/kreativ

  http://www.normativeorders.net


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution131


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Goethe-Universität Frankfurt am Main, Bernd Frye, 07.08.2013

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  TREFF/192: Braunschweig - Infos "eBooks in der Stadtbibliothek - wie geht das?" am 15.8.


  



  eBooks in der Stadtbibliothek - wie geht das?


  Informationsveranstaltung


  



  Braunschweig. Eine Veranstaltung zur Nutzung der Ausleihe digitaler Medien bietet die Stadtbibliothek im Schloss am Donnerstag, 15. August, 17 Uhr, an. Dabei werden Fragen rund um das Herunterladen digitaler Medien wie zum Beispiel eBooks beantwortet und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe vermittelt. Der Eintritt ist frei. Alle Teilnehmer werden ersucht, keine eigenen eBook-Lesegeräte mitzubringen, da zur Demonstration eBook-Reader der Bibliothek genutzt werden. Um Anmeldung wird gebeten unter Tel. 0531 470-6835.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Mittwoch, 7. August 2013

  Stadt Braunschweig

  Pressestelle

  Platz der Deutschen Einheit 1

  38100Braunschweig

  Telefon: (0531) 470 - 37 73

  Telefax: (0531) 470 - 29 94

  E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

  Internet: www.braunschweig.de
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  AKTION/1552: Urgent Action - Vietnam, inhaftierter Blogger beendet Hungerstreik


  



  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-194/2013-1, AI-Index: ASA 41/006/2013, Datum: 6. August 2013 - mr


  Vietnam

  Inhaftierter Blogger beendet Hungerstreik


  



  Herr NGUYEN VAN HAI auch bekannt als DIEU CAY


  Der inhaftierte vietnamesische Blogger Nguyen Van Hai, auch als Dieu Cay oder "das Sprachrohr der Kleinbauern" bekannt, hat nach 38 Tagen seinen Hungerstreik beendet. Ein Vertreter der Volkstaatsanwaltschaft besuchte ihn im Gefängnis und teilte ihm mit, dass die von ihm eingereichte Beschwerde nun untersucht werde. Nguyen Van Hai verbüßt zurzeit eine zwölfjährige Haftstrafe. Er ist ein gewaltloser politischer Gefangener.


  Am 27. Juli erhielt Nguyen Van Hai im Gefängnis Nr. 6 im Bezirk Thanh Chuong in der Provinz Nghe An Besuch von einem Vertreter der Volksstaatsanwaltschaft in Nghe An - dem für Rechtsfragen und Strafverfolgung zuständigen Provinzbüro. Er informierte Nguyen Van Hai darüber, dass seine Beschwerde im Büro eingegangen sei und nun untersucht würde. Nguyen Van Hai beendete daraufhin noch am selben Tag seinen Hungerstreik.


  Die Familie von Nguyen Van Hai erfuhr von der Beendigung des Hungerstreiks, als die Behörden ihr am 2. August gestatten, ihn für sieben Minuten im Gefängnis Nr. 6 zu besuchen. Nguyen Van Hai berichtete seinen Familienangehörigen, dass er langsam wieder anfange, Nahrung zu sich zu nehmen und sich über die lang erwartete Reaktion der Behörden freue. Er schien auch bei besserer Gesundheit zu sein.


  Nguyen Van Hai war um den 20. Juni herum in den Hungerstreik getreten, um damit gegen seine schlechten Haftbedingungen und die von anderen politischen Gefangenen zu protestieren. Man hatte ihn in Einzelhaft verlegt, nachdem er sich geweigert hatte, die vermeintlichen Verbrechen zu gestehen, für die er im September 2012 zu zwölf Jahren Haft verurteilt worden war.


  Nguyen Van Hai ist Mitbegründer des im September 2007 ins Leben gerufenen Vereins freier JournalistInnen in Vietnam (Free Vietnamese Journalists' Club). Er ist einer der einflussreichsten Blogger Vietnams, der über viele unterschiedliche Themen wie soziale Ungerechtigkeit, Menschenrechtsverstöße und nationale Souveränität schreibt. Nguyen Hoang Hai wurde im April 2008 erstmals festgenommen und aufgrund der politisch motivierten Anklage der Steuerhinterziehung zu zweieinhalb Jahren Haft verurteilt. Statt ihn am Ende seiner Haftzeit im Oktober 2010 freizulassen, hielt man ihn aufgrund laufender Ermittlungen wegen des Verdachts auf "Propaganda" gegen den Staat nach § 88 des vietnamesischen Strafgesetzbuches weiterhin fest.


  Während dieser verlängerten Haftzeit wurde seiner Familie sowie seinem Rechtsbeistand immer wieder der Zugang zu ihm verwehrt. Nguyen Van Hai wurde schließlich am 24. September 2012 vor Gericht gestellt und zu zwölf Jahren Haft und fünf Jahren Hausarrest nach Freilassung verurteilt. In einem Schreiben, das er kurz nach der Gerichtsverhandlung im September 2012 verfasste, berichtete er, er sei im Februar 2011 in den Hungerstreik getreten, der bis zum 28. März 2011 andauerte. An jenem Tag wurde er nach 28 Tagen in ein Krankenhaus verlegt.


  Vielen Dank allen, die sich für Nguyen Van Hai eingesetzt haben. Weitere Aktionen des Eilaktionsnetzes sind derzeit nicht erforderlich. Amnesty International wird auf anderem Wege weiter an diesem Fall arbeiten.


  Weitere Informationen zu UA-194/2013 (ASA 41/005/2013, 26. Juli 2013)


  *


  Quelle:

  ai - URGENT ACTION

  UA-Nr: UA-194/2013-1, AI-Index: ASA 41/006/2013, Datum: 6. August 2013 - mr

  Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

  Kampagnen und Kommunikation

  Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

  Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

  E-Mail: ua-de@amnesty.de; info@amnesty.de

  Internet: www.amnesty.de/ua; www.amnesty.de
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  MELDUNG/340: Internationaler Tag der indigenen Völker (Survival)


  



  "Survival International" - Deutsche Sektion - 8. August 2013


  8. August 2013


  Internationaler Tag der indigenen Völker:

  Survival würdigt geniale indigene Fähigkeiten


  



  Zum Internationalen Tag der indigenen Völker am 9. August porträtiert Survival International in einer Bildergalerie die außergewöhnlichen Fähigkeiten indigener Völker weltweit und die Bedrohungen, die ihr Leben und Land gefährden.


  Von den indigenen Jägern Kanadas zu den Jägern und Sammlern Afrikas, haben indigene Völker geniale Methoden entwickelt, um seit Jahrtausenden in den unterschiedlichsten und oft feindlichen Umgebungen zu überleben und dabei die zerbrechliche Balance zwischen Mensch und Natur zu erhalten.


  Die Bildergalerie erklärt, dass die Jarawa in Indien einen Pflanzensaft über Bienenstöcke spucken, um die Bienen zu verscheuchen und sicher an die Waben zu gelangen. Die Galerie nennt auch die einzigartige Fähigkeit der Moken, unter Wasser scharf zu sehen, wenn sie nach Essen tauchen oder die Kunst der "Pygmäen"-Jäger, eine Antilope in Gefahr nachzuahmen, um andere Tiere aus ihrem Versteck zu locken.


  Teil von Survivals Bilderstrecke zum Internationalen Tag der indigenen Völker sind auch die Awá, das bedrohsteste Volk der Welt. Awá-Frauen säugen verwaiste Affenbabies und zapfen das Harz des Balatabaumes, um damit in der Nacht ihre Häuser zu beleuchten.


  Doch heute stehen die Awá aufgrund der illegalen Abholzung ihres Landes und durch gewaltsame Übergriffe vor der Ausrottung. Survival International fordert die brasilianische Regierung auf, die illegalen Holzfäller, Siedler und Viehzüchter dringend vom Land der Awá auszuweisen.


  Stephen Corry, Direktor von Survival International, sagte heute: "Die erstaunlichen Fähigkeiten, die diese Galerie zeigt, bezeugen die Kreativität des Menschen und unsere außergewöhnliche Begabung, uns einer Vielzahl unterschiedlicher Umgebungen anzupassen. Sie zeigen auch, dass indigene Völker nicht nur überleben, sondern aufstrebende Gesellschaften sind, wenn nur ihr Land angemessen geschützt wird."


  Zur Bildergalerie Geniale Fähigkeiten indigener Völker: http://www.survivalinternational.de/bildergalerie/genial


  

  Survival International setzt sich weltweit für die Rechte indigener Völker ein und pflegt Kontakte zu Hunderten indigenen Gemeinden und Organisationen. Survival ist Träger des Alternativen Nobelpreises.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 8. August 2013

  Survival Deutschland

  Haus der Demokratie und Menschenrechte

  Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

  Telefon: 49 (0)30 72 29 31 08, Fax: 49 (0)30 72 29 73 22

  E-Mail: info@survival-international.de

  Internet: www.survival-international.de
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  MELDUNG/339: Traditionsschiffe - 15.000 Unterschriften für Ramsauer (Bildungslogger "LOVIS"/BÖE e.V.)


  



  Bildungs-Logger "LOVIS"/ BÖE e.V. - Mitteilung vom 7. August 2013


  15.000 Unterschriften für Ramsauer

  Lovis-Crew übergibt Petition zum Erhalt der Traditionsschifffahrt auf der Hanse Sail


  



  Über 500 Unterschriftenbögen, eingebunden in einen Einband aus weißem Segeltuch: Im Rahmen der Eröffnungsrede der Hanse Sail von Dr. Peter Ramsauer übergibt die Lovis-Crew am Donnerstag die Petition zum Erhalt ihres Schiffes sowie anderer Traditionssegler an den Verkehrsminister.


  Mit der Übergabe der Unterschriften an den Verkehrsminister soll deutlich gemacht werden, wie groß das gesellschaftliche Interesse am Erhalt der Schiffe ist.


  "Als wir die Petition am 01. Juni gestartet haben, waren wir überrascht, wie schnell die Unterschriften aus allen Teilen Deutschlands zusammen kamen", sagt Stephanie Lips von der Lovis-Crew. "Wir möchten allen Unterstützerinnen und Unterstützern, die sich für uns eingesetzt haben, Danke sagen."


  "Bildung auf See braucht Schiffe in Fahrt. Für den Erhalt von Traditionsschiffen wie der Lovis." Unter diesem Motto sammelte die Schiffscrew in den letzten zwei Monaten über 15.000 Unterschriften. Lange Zeit war die Zukunft des Schiffes und der Traditionsschifffahrt in Deutschland unklar.


  Dank eines Erlasses vom Bundesverkehrsministerium (BMVBS) von Ende Juli besteht jetzt ein Bestandschutz für die Schiffe bis zur Erstellung einer neuen Richtlinie für Traditionsschiffe. "Wir möchten uns bei den Politikerinnen und Politikern aus dem BMVBS und dem Bundesverkehrsausschuss ganz herzlich bedanken. Der Bestandschutz ermöglicht es uns, nun nach vorn zu schauen" so Lips. Die Verhandlungen über die neue Richtlinie sollen schnellstmöglich aufgenommen werden. Durch dieses Vorgehen hat das BMVBS den Raum geschaffen, ohne äußeren Druck sachlich und konstruktiv eine Lösung zu erarbeiten.


  "Um der Vielfalt der Traditionsschiffsszene gerecht zu werden, ist es wichtig, dass die Schiffe im Rahmen eines Beteiligungsprozesses an der Erstellung der Richtlinie beteiligt werden" sagt Annika Härtel, Bootsfrau auf der Lovis. "Es ist wichtig, dass ein für alle Beteiligten tragfähiges Ergebnis erzielt wird. Wir sind bereit, Verantwortung zu übernehmen. Dafür wünschen wir uns Gesprächspartner in Politik und Verwaltung, die das zu schätzen wissen."


  Weitere Informationen:

  www.lovis.de


  *


  Quelle:

  Bildungs-Logger "LOVIS"/ BÖE e.V.

  Lange Straße 60, 17489 Greifswald

  E-Mail: greifswald@lovis.de

  Internet: www.lovis.de
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  ATTAC/1474: Weg mit PEPP! Breite Initiative gegen Pauschalentgelte in Psychiatrie


  



  Pressemitteilung

  Initiative "PEPP nicht einführen!"

  Berlin, den 7. August 2013


  * Weg mit PEPP! Pauschalierende Entgelte in Psychiatrie und Psychosomatik nicht einführen!


  * Breite Initiative aus Fachwelt, Gewerkschaft und sozialer Bewegung


  



  "Weg mit PEPP!" - unter diesem Motto fordert eine breite Initiative aus Ärzten, Sozialverbänden, Psychiatrie-Erfahrenen, Gewerkschaften und sozialen Bewegungen, das Pauschalierende Entgeltsystem in Psychiatrie und Psychosomatik (PEPP) nicht einzuführen. Am heutigen Mittwoch hat sich die Initiative in Berlin der Öffentlichkeit vorgestellt und ihre Kritik an dem geplanten Entgeltsystem begründet.


  "Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit den DRGs (Fallpauschalen in allgemeinen Kliniken) fordern wir die kommende Bundesregierung auf, das Pauschalierende Entgeltsystem in Psychiatrie und Psychosomatik (PEPP) nicht einzuführen", heißt es in einem Aufruf, mit dem sich Frank Bsirske (Vorsitzender der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di), Wulf Dietrich (Vorsitzender des Vereins Demokratischer Ärztinnen und Ärzte) Thomas Gebauer (Geschäftsführer von medico international), Dagmar Paternoga (Attac Deutschland), Rolf Rosenbrock (Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbandes) sowie Renate Schernus (Soltauer Initiative für Sozialpolitik und Ethik) Anfang Juli an die Fachwelt gewandt hatten.


  In nur wenigen Tagen schlossen sich zahlreiche ärztliche Klinikleitungen, Chefärztinnen und Chefärzte, Fachverbände sowie eine Vielzahl von Einzelpersonen dem Aufruf an; mittlerweile sind es mehr als 2000Unterzeichnende.


  Mit dem Aufruf wird die fundierte Kritik, die die jeweiligen Organisationen seit Beginn der Debatte vorgetragen haben, gebündelt. Das Pauschalierende Entgeltsystem werde den psychiatrischen Krankheitsverläufen und damit den Bedürfnissen der Betroffenen nicht gerecht, sind sich die Initiatoren des Aufrufs einig.


  Obwohl alle Fachverbände einschließlich des Verbandes der Psychiatrieerfahrenen und der Deutschen Krankenhausgesellschaft das PEPP-System ablehnen, hat das Bundesgesundheitsministerium den Katalog einseitig per Verordnung festgelegt. Seit Jahresbeginn läuft eine Testphase des neuen Finanzierungssystems in psychiatrischen Kliniken.


  Die Unterschriftenaktion der Initiative "PEPP nicht einführen!" wird bis zu den Koalitionsverhandlungen nach der Bundestagswahl fortgeführt und ist Grundlage für Gespräche mit der neuen Bundesregierung. Darüber hinaus plant die Initiative eine Fachveranstaltung, in der Alternativen zu PEPP aufgezeigt werden sollen.


  Erstunterzeichner der Initiative sind Attac, Medico International, der Paritätische Gesamtverband, die Soltauer Initiative für Sozialpolitik und Ethik, die Gewerkschaft Verdi sowie der Verein demokratischer Ärztinnen und Ärzte (vdää).


  

  Weitere Informationen:


  * Hintergrundpapier "Weg mit PEPP!":

  www.weg-mit-pepp.de/presse/hintergrund-weg-mit-pepp


  * Übersicht aller UnterzeichnerInnen des Aufrufes:

  www.weg-mit-pepp.de.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 07.08.2013

  Attac Deutschland, Pressestelle

  Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

  Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

  E-Mail: presse@attac.de

  Internet: www.attac.de
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  AKTION/678: Hanau - Veranstaltungshöhepunkte zum Gebrüder-Grimm-Jubiläum im 2. Halbjahr


  



  Veranstaltungshöhepunkte zum Gebrüder-Grimm-Jubiläum im 2. Halbjahr


  



  Am 20. Dezember 1812 erschien die Erstausgabe der Kinder- und Hausmärchen der Brüder Grimm. Anlass für die vier hessischen Grimm-Städte Hanau, Steinau, Marburg und Kassel sowie für den Kultursommer Nordhessen und das Land Hessen zum 200-jährigen Jubiläum die Jahre 2012 und 2013 zu Grimm-Themenjahren mit einer Vielzahl von Veranstaltungen auszurufen.


  In Hanau fanden 2012 neben den Brüder Grimm Märchenfestspielen mehr als 60 Einzelveranstaltungen zum Thema Grimms sowie das einmonatige Gastspiel der Märchenhütte auf dem Marktplatz statt. Weitere 50 Termine gab es im ersten Halbjahr 2013. Doch auch im 2. Halbjahr gibt es in der Geburtsstadt der Brüder Grimm noch einmal über zwei Dutzend Veranstaltungen, die sich mit den berühmten Sprachwissenschaftlern und ihren Werken auseinandersetzten. Hier einige der Höhepunke: Die Opernakademie Bad Orb präsentiert in Zusammenarbeit mit der Stadt Hanau zum Brüder-Grimm-Jubiläumsjahr am Donnerstag, 15. August um 19.30 Uhr im Congress Park Hanau Engelbert Humperdincks spätromantische Oper"Hänsel und Gretel" aus dem Jahr 1890. Regie führt Kammersänger Carlos Krause, die Gesamt- und die musikalische Leitung hat Michael Millard.


  Am 18. August um 18 Uhr eröffnet im Foyer des Congress Park Hanau die Bücherausstellung "200 Jahre Grimms weltweit". Zu sehen gibt es internationale Ausgaben der Haus- und Kindermärchen aus den Beständen der Stadtbibliothek Hanau und der Buchhandlung "Bücher bei Dausien". Der Kulturbeauftragte Klaus Remer begrüßt die Gäste, Prof. Dr. Hans-Heino Ewers, Direktor des Instituts für Jugendbuchforschung der Universität Frankfurt führt anschließend ins Thema ein. Die Stadtbibliothek Hanau zeigt aus der reichhaltigen Sammlung der Landeskundlichen Abteilung rund 20 Märchenbücher in genau so vielen Sprachen. Darunter sind neben den bekannten Sprachen wie Englisch, Französisch, Spanisch auch exotischere Sprachen; wie Japanisch, Hindi und Syrisch. Künstler aus aller Welt haben sich der Grimmschen Märchen angenommen und sie entsprechend illustriert. Das Antiquariat der Buchhandlung "Bücher bei Dausien" steuert vier niederländische Märchenbücher aus den 30er Jahren und eines aus dem ehemaligen Jugoslawien der 20er Jahre bei. Die Bücher sind bis zum 8. September im CPH ausgestellt.


  Am 11. September um 19.30 Uhr wird im Roten Saal des Historischen Museums Schloss Philippsruhe das neue Buch über "Marie Hassenpflug" von den beiden Autoren Professor Dr. Heiner Boehncke und Phoebe Alexa Schmidt vorgestellt. Die Zeitgenossin und langjährige Vertraute der Brüder Grimm lebte einst mit ihrer Familie in Hanau. Sie trug einige der berühmtesten Märchen zur Kinder- und Hausmärchensammlung der Grimms bei. Viele der Geschichten kannte sie durch ihre hugenottische Mutter. Sie stammten ursprünglich aus Frankreich und hielten durch die Grimmsche Ausgabe in den deutschen Kinderstuben Einzug.


  Am 29. September, um 16 Uhr, findet im Congress Park Hanau die Uraufführung einer Auftragskomposition von Jan van der Roost aus Belgien zum 150. Todestag von Jacob Grimm statt. Mit von der Partie sind die Bläserphilharmonie Rhein-Main und der Kinderchor der Karl-Rehbein-Schule.


  Am 27. Oktober um 16 Uhr eröffnet im Historischen Museum Hanau in Schloss Philippsruhe die Eröffnung der Sonderschau "die Franzosen kommen! - Hanau und Region in der Zeit Napoleons 1806-1813" - mit Darlegung von besonderen Bezügen zu der Familie Grimm. Die Ausstellung ist bis zum 26. August 2014 zu sehen.


  Am 16. November wird um 11 Uhr im Comoedienhaus Wilhelmsbad der der Brüder-Grimm-Literaturpreis der Stadt Hanau verliehen. Er prämiert in erster Linie ein herausragendes Werk in deutscher Sprache aus dem Gebiet der Prosa, Lyrik oder Dramatik (einschließlich Kinder- und Jugendliteratur). Dem wissenschaftlichen Anliegen Jacob und Wilhelm Grimms entsprechend kann aber auch ein herausragendes Werk in deutscher Sprache, das sich außerdem durch hohe sprachliche Qualität und Verständlichkeit auszeichnen muss, aus dem Gebiet der Sprachforschung oder der Volkskunde prämiert werden. Der Preis besteht aus einer Ehrenurkunde und dem Geldbetrag. Er wird in feierlichem Rahmen vom Oberbürgermeister der Stadt Hanau überreicht.


  Am 2. Dezember um 20.15 Uhr zeigt das Forum Wissenschaft + Kunst in Kooperation mit der Stadt Hanau im Kinopolis Hanau "200 Jahre Grimms Märchen" ein Kurzfilmprogramm für Erwachsene. Was haben die Brüder Grimm mit den Teilnehmern eines Deutsch-Intensivsprachkurses zu tun? Wie sähe Hänsels und Gretels Leben aus, wenn sie nicht gestorben wären und wie kommt man vom Sterntaler-Märchen zur Bankenkrise? Die sieben verschiedenen Kurzfilme präsentieren eine aktuelle Auseinandersetzung mit den Märchenmotiven und -figuren der Brüder Grimm und verspricht ein besonderes Vergnügen: witzig, surreal und manchmal märchenhaft melancholisch.


  Die komplette akutelle Liste der Veranstaltungen finden Interessierte auf www.hanau.de.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Freitag, 2. August 2013

  Stadt Hanau

  Pressestelle

  Am Markt 14-18, 63450 Hanau

  E-Mail: Pressestelle@hanau.de


  



  veröffentlicht im Schattenblick zum 9. August 2013


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]
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  ENERGIE/135: Schweden, Finnland und die deutsche Energiewende (FES)


  



  Friedrich-Ebert-Stiftung

  Internationale Politikanalyse


  Schweden, Finnland und die deutsche Energiewende


  Von Maja Fjaestad und Petri Hakkarainen

  März 2013


  



  • Finnland und Schweden haben nach der Katastrophe von Fukushima vollkommen andere Wege eingeschlagen als Deutschland: Beide Länder planen den Bau neuer Kernkraftwerke. Um zu erklären, warum Schweden und Finnland Deutschlands Post-Fukushima-Entscheidung nicht gefolgt sind und ob in Zukunft etwaige Positionswechsel erwartet werden können, skizziert dieser Artikel die historische Entwicklung der Atomenergie in Schweden und Finnland.


  • Schweden ist vom Pfad des Atomausstiegs abgerückt, obwohl das Land ähnlich wie Deutschland traditionell eine starke Umweltbewegung hat. Die schwedischen Reaktionen auf die deutsche Entscheidung, aus der Kernenergie auszusteigen, zeigen eine deutliche politische Polarisierung: Das linke politische Lager verweist auf Deutschlands Vorreiterrolle bei den erneuerbaren Energien, während das rechte Lager vor steigenden Treibhausgas-Emissionen warnt und die Energiewende »eine in Panik getroffene Entscheidung« nennt.


  • Eine finnische Besonderheit besteht darin, dass dort keine Anti-Atomkraft-Bewegung von Bedeutung existiert. Darüber hinaus ist Finnland das einzige europäische Land, das in den vergangenen Jahren neue Kernkraftanlagen gebaut hat. Die Nachrichten aus Fukushima platzten mitten in den finnischen Wahlkampf hinein, allerdings ohne viel politische Aufmerksamkeit zu erhalten. Nach der deutschen Ausstiegsentscheidung warnten Vertreter der finnischen Energieindustrie und von Ministerien vor steigenden Strompreisen.


  • Trotz ihrer kulturellen und geografischen Nähe zu Deutschland gibt es nach Fukushima und der deutschen Ausstiegsentscheidung keinerlei Anzeichen dafür, dass Schweden oder Finnland ihre Atompolitik ändern werden.


  *


  Als CDU/CSU und FDP im Jahr 2009 gemeinsam die Bundesregierung bildeten, versprachen sie einen »Ausstieg aus dem Ausstieg«. Damit war die Verlangsamung der geplanten Stilllegungen von Kernkraftwerken gegenüber den bis dahin gültigen Vereinbarungen gemeint. Aber nach dem Unglück von Fukushima - in einem hochmodernen Kernkraftwerk in einem entwickelten Land - wurde es politisch unmöglich, diesen Kurs zu halten, zumindest in Deutschland. Dagegen setzten Schweden und Finnland ihren eingeschlagenen Weg fort, die Nutzung der Kernenergie zu steigern. Warum? Welche historischen Gründe gibt es dafür? Und welche Reaktionen gab es auf die Entscheidung Deutschlands?


  Obwohl es eine Vereinfachung darstellt, wird die deutsche Energiewende in Schweden und Finnland häufig auf die Entscheidung reduziert, stufenweise aus der Kernenergie auszusteigen. Vor Fukushima spielte die Atomenergie noch in allen drei in diesem Artikel behandelten Staaten eine wichtige Rolle. So betrug der Anteil der Kernenergie an der Nettostromerzeugung im Jahr 2010 in Deutschland 22,5 Prozent, in Schweden 38,3 Prozent und in Finnland 28,4 Prozent (vgl. Eurostat 2011). Dennoch unterschieden sich die Reaktionen in Schweden und Finnland auf die Ereignisse in Fukushima fundamental von denen in Deutschland.


  

  



  Schwedische Atomenergie


  Es ist häufig darauf hingewiesen worden, dass sich die Umweltbewegungen in Schweden und Deutschland während der siebziger Jahre in ganz ähnlicher Weise entwickelt haben. In beiden Ländern waren die Umweltbewegungen durch große Demonstrationen, soziale Bewegungen und - vor allem - durch den massiven Widerstand gegen die Atomenergie gekennzeichnet. Hinzu kommt, dass die schwedische Umweltbewegung, gemessen an internationalen Standards, als ungewöhnlich stark gilt (Jamison et al. 1990: 13). Gründe dafür sind die Tradition der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung, aber auch die Tatsache, dass eine andere Partei, die Zentrumspartei, den Abschied von der Kernenergie schon früh als Profilierungsthema für sich entdeckte.


  Die Rolle der Umweltbewegung ist eines der wichtigsten Merkmale, wenn es um die Entstehung der schwedischen Haltung in der Energiepolitik geht. Ein weiterer zentraler Aspekt ist das Referendum über die Kernenergie im Jahr 1980. Zwar wurde darin kein genaues Datum für den Ausstieg genannt, aber nach der Abstimmung entschied das schwedische Parlament, der Ausstieg solle bis 2010 erfolgen - eine Entscheidung, die auf der Lebenserwartung der Reaktoren basierte.


  Lange war die Zentrumspartei die maßgebliche Anti-Atomenergie-Partei im schwedischen Parlament. Doch der Druck, die Zusammenarbeit mit anderen Parteien im rechten politischen Lager zu erleichtern, drängte die Zentrumspartei in die entgegengesetzte Richtung. Als sie im Jahr 2006in eine Mitte-Rechts-Regierung mit den Moderaten eintrat, präsentierte die Koalition eine Kompromisslösung: Für einen Zeitraum von vier Jahren sollten keine Anlagen stillgelegt, aber auch keine neuen Kernkraftwerke gebaut werden. Im Jahr 2009 folgte ein Beschluss der Mitte-Rechts-Parteien, der den Weg für neue Reaktoren freimachte, wenn sie existierende Atomkraftwerke ersetzten. Auch wenn das Ergebnis des Referendums von 1980 schon zuvor in Frage gestellt worden, handelte es sich jetzt endgültig um den Bruch mit der ursprünglichen Energiepolitik. Somit veränderte sich die schwedische Atompolitik vor der Katastrophe von Fukushima und der darauf folgenden Energiewende in Deutschland: Hatte die politische Mehrheit vormals einen eingeschränkten Ausstieg befürwortet, gab es nun eine ziemlich robuste Unterstützung der Nutzung von Kernenergie.


  Natürlich hatte das Unglück von Fukushima in den schwedischen Medien große Befürchtungen ausgelöst, aber diese Befürchtungen zogen keine unmittelbaren politischen Konsequenzen nach sich. Im Mai 2011 lehnte das Parlament einen Gesetzentwurf der Grünen Partei, der vorsah, nach dem Vorfall in Japan sofort mit dem Atomausstieg zu beginnen, mit der folgenden Stellungnahme ab: »Zudem weist das Parlament darauf hin, dass das Unglück in Japan kein Vorwand für eine fast panikartige Entscheidung, die Richtung der Energiepolitik radikal zu ändern, sein sollte« (Swedish Parliament 2011a).


  Auf dieses politische Klima traf Ende Mai 2011 die Nachricht von der deutschen Entscheidung, aus der Atomenergie auszusteigen. Der schwedische Umweltminister Andreas Carlgren (Zentrumspartei) kommentierte die Entscheidung gegenüber der schwedischen Nachrichtenagentur TT mit harschen Worten:
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  [image: Schattenblick Logo]

  

  INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE

  



  DA/557: Die Wahrheit von morgen - Gerd Stange formuliert eine libertäre Utopie


  



  DA - Direkte Aktion Nr. 216 - März/April 2013

  anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)


  Die Wahrheit von morgen

  Gerd Stange formuliert eine libertäre Utopie


  von Teodor Webin


  



  Gerd Stange, Aktivist seit den 1970er Jahren, kehrt in die politische Bewegung zurück mit einem Text, der deutlichen Manifest-Charakter hat und in dem er eine Lanze für die Utopie bricht - eben mit dem Zitat Victor Hugos, dass die Utopie die Wahrheit von morgen sei.


  Revolutionär Neues muss man dabei nicht erwarten - und vielleicht ist das auch vollkommen in Ordnung so, denn die alten Ideen und Utopien sind ja nun teilweise so verschütt gegangen, dass es ein durchaus lohnenswertes Projekt darstellt, diese noch mal in Erinnerung zu rufen und neu zu kombinieren - gerade in einer Zeit, in der Utopien als "utopisch" gelten.


  

  Mut zur Utopie


  Dass sie das nicht sind, hat der Frankfurter Sozialwissenschaftler Alex Demirovic mal auf den Punkt gebracht, als er betonte, dass die VertreterInnen des Neoliberalismus im Gegensatz zur Neuen Linken Mut zur Utopie bewiesen hätten - und ihre Utopie dann eben auch durchgesetzt haben.


  Gerd Stange schlittert dabei allerdings manchmal nur haarscharf an der Grenze zwischen der Formulierung einer Utopie und einem Utopismus vorbei: Der Utopismus der FrühsozialistInnen, der ab den 1840er Jahren vermehrt von der aufkeimenden Arbeiterbewegung kritisiert wurde, war eben nicht nur die Formulierung einer Welt von morgen, sondern in vielen Beispielen eine sehr konkrete Formulierung von Einzelpersonen die dann - im Kern autoritär - genauso von den arbeitenden Massen vollzogen werden sollte, ohne dass sie sich selber in die Ideendebatte einbringen konnten. Die Idee der Demokratie war hier noch keineswegs selbstverständliches Element der sozialen Bewegungen.


  In diesem Sinne stößt Stange manchmal mit seinen sehr konkreten Vorschlägen - bei denen zu betonen ist, dass es sich eben um Vorschläge handelt, die nicht von heute auf morgen realisierbar sind - über das Ziel hinaus: Etwa, wenn er ein recht eindeutiges Bezahlungssystem vorschlägt, in dem jeder das gleiche verdient und aber darüber hinaus, sozusagen für "Luxus", aber ohne die Möglichkeit der Akkumulation (der Anhäufung von Reichtum), mehr arbeiten und damit auch mehr verdienen darf. Oder aber auch mit dem Vorschlag eines (wenn auch individuellen) Kontingents an Bildungsstunden - mir persönlich will es ehrlich gesagt nicht in den Kopf, dass "Bildung" überhaupt in Einheiten aufgeteilt und verteilt werden muss. Das misst die Bildung schon mit heutigen Wertverständnissen. Gerd Stange umgeht das Problem - sowohl der Bezahlung wie auch des zugestandenen Bildungskontingents - damit, dass er Arbeitspflicht, Bildungsrecht und Bezahlung jeweils mit so niedrigen (im ersten Fall) oder hohen (bzgl. Bildung und Bezahlung) Zahlen ansetzt, dass sich Protest dagegen erübrigen würde. Dennoch: Bei allem Mut zur Utopie ist ein wenig Realismus angebracht, und der sagt uns, dass diese Zahlen nicht sofort erreicht werden können. Und wenn diese nicht erreicht werden, heißt das, die Bezahlung oder auch die Möglichkeiten der Bildung müssten reglementiert werden. Hier wäre eine Diskussion zu führen, wie dies unter der Beteiligung aller überhaupt möglich wäre, ohne gleich wieder in ein neues Herrschaftsverhältnis abzurutschen.


  

  Mythen über die Arbeiterklasse


  Wie viele - wohl die meisten - Linken und Libertären beruft Gerd Stange sich auf Geschichte und Tradition. Das ist in erster Linie die Geschichte der Arbeiterbewegung. Und da sich die verschiedenen linken und libertären Traditionen immer auch auf verschiedene Geschichten berufen, besteht auch bei Stange hier ein Abgrenzungsbedürfnis, um die Tradition neu zu formulieren: "Die traditionelle Linke bezieht sich auf die Arbeiterklasse, worunter sie diejenigen versteht, die einen Arbeitsplatz haben und gewerkschaftlich organisiert sind" (S.15). Nanu? Das mag vielleicht dem Umstand geschuldet sein, dass linkslibertäre Strömungen nicht als "traditionelle Linke" gelten oder aber auch dem, dass Gerd Stange sich nahezu zwei Jahrzehnte aus einer entsprechenden Diskussion herausgehalten hat, aber es ist eigentlich nicht neu, dass die "Arbeiterklasse" keineswegs nur aus Berufstätigen und erst recht nicht nur aus GewerkschafterInnen besteht. Neben Anti-Atom-Protesten und den Protesten gegen den Irak-Krieg 2003 waren immerhin die größten sozialen Proteste der 2000er Jahre die Proteste gegen die Hartz-Gesetzgebung. Und die wurden teilweise, wenn auch zum Leidwesen vieler Beteiligter, von sehr, sehr traditionellen "Linken" begleitet.


  Worauf Stange hinaus will, ist freilich das Spannungsverhältnis mit den Neuen Sozialen Bewegungen, das es zu überwinden gälte. Und wenn man als "Arbeiterbewegung" die großen, korporatistischen Gewerkschaften im Auge hat, ist hier tatsächlich einiges im Argen: Wir müssen uns nur mal den Konflikt zwischen ArbeiterInnen in den Atomkraftwerken und den zu Recht zahlreichen VerfechterInnen des Atomausstiegs vor Augen halten oder - noch deutlicher - die Verlautbarungen aus den Reihen der DGB-Gewerkschaften zum Thema Bundeswehr.


  Mit der daraus resultierenden Ablehnung der Berufung auf eine solche Tradition baut Gerd Stange dann teilweise eine schon fast absurde Argumentationskette auf: "Viele Tätigkeiten und Aktivitäten finden allein oder im Verein statt, die ohne Lohnarbeit auskommen. Man nehme zum Beispiel das Engagement, mit dem zahlreiche junge Menschen das freiwillige soziale, ökologische oder europäische Jahr machen. Sie bekommen ihren Lebensunterhalt annähernd bezahlt, ohne Lohnarbeiter zu sein. Trotzdem leisten sie Erstaunliches. Oder gerade deswegen" (S.32).


  Hier fehlt leider vollkommen die Einbettung in eine Kritik des Kapitalismus: Gerd Stange hatte zuvor, ganz richtig, das Genossenschaftswesen dahingehend kritisiert, dass es nach wie vor in kapitalistischer Konkurrenz steht und zur Selbstausbeutung tendiert. Im selben Sinne ist es doch - und es gibt ja auch zahlreiche entsprechende Kritiken von Freiwilligendiensten - überdeutlich, dass FSJ, FÖJ etc. Lohnarbeitsstrukturen sind, die dazu noch von einer Überausbeutung geprägt sind. Stange selbst schreibt das ja sogar: Die Bezahlung reicht "annähernd" für den Lebensunterhalt. Und folglich sind FSJler u.ä. eindeutig LohnarbeiterInnen - hier wird lediglich die rechtliche und die politische Kategorie durcheinandergeworfen. Jedenfalls sind diese Strukturen staatlich subventionierter Überausbeutung bestimmt nicht geeignet, um aus ihnen eine Utopie zu formulieren.


  Ein solches Verständnis von "Arbeiterklasse" war noch nie richtig und es ist letztlich auch nicht das "traditionelle", sondern ein in Weimarer Zeit mit ihren Rationalisierungsdebatten aufkommendes Klischeebild, das insbesondere von kommunistischen Parteien aufgenommen wurde und auch in den 1960er und 1970er Jahren als "Proletkult" fröhliche Urstände feierte - daher wird Gerd Stange es sicherlich auch haben. Nichtsdestotrotz war es schon immer schlicht falsch. Und aus einer Kritik an dieser Sicht formuliert Stange dann auch, dass die "klassenlose Gesellschaft" nicht Ziel des Kampfes des Proletariats sei - sondern daraus lediglich eine neue Klassenherrschaft resultieren könne - und zieht sodann den Nationalsozialismus als Beispiel einer Herrschaft von vielen über wenige heran (S.47).


  Kurz: Aus einem begrenzten Klassenbegriff resultiert die Annahme eines begrenzten Ziels des Klassenkampfs. Die Schlussfolgerung ist - in jedem Fall - eine Untauglichkeit des Klassenbegriffs. Die Konsequenz daraus ist für Gerhard Stange die vollkommene Verwerfung des Klassenbegriffs. Die syndikalistische Schlussfolgerung wäre eine andere Formulierung des Klassenbegriffs.


  

  Syndikalistische Aspekte


  Das waren letztlich in der Geschichte immer zwei: Ein relativ eng an Marx orientierter, der die Arbeiterklasse an den Aspekt der Besitzlosigkeit und der daraus resultierenden Notwendigkeit zum Verkauf der Arbeitskraft definierte, und der an dem Punkt der Betonung einer Arbeitermacht, die zu direkter Aktion und zum Generalstreik befähigt, über Marx hinausging; sowie ein kultureller, der die Errungenschaften der Arbeiterbewegung, aber auch soziokulturelle Aspekte wie gemeinsame wirtschaftliche Lage, in den Mittelpunkt stellte. Kann Gerd Stange auch an diese Position anschließen? Oder: Kann ein aktueller Syndikalismus an Stange anschließen?


  Ja, denn in der Gesamtbetrachtung ist Gerd Stanges Die libertäre Gesellschaft trotz der erwähnten Mankos durchaus lesens- und auch diskutierenswert. An dieser Stelle die Kritikpunkte hervorzuheben, ist auch deutlich dem Wunsch von Autor und Verlag geschuldet, über den Text in die Diskussion zu kommen. Und wenn Gerd Stange in seinen manchmal zu konkreten Zukunftsvisionen eine doppelte Netzstruktur mit einem "regionalen Netz zwischen Gleichen" und einem "inhaltlichen Netz zwischen Verschiedenen" vorschlägt, knüpft er damit an die Doppelstruktur syndikalistischer Gewerkschaften (Branchen- und Regionalstruktur) an. Besonders deutlich wird die Anschließbarkeit im Aspekt der Sozialisierung des Eigentums: Gerd Stange macht deutlich, dass es nicht einfach reicht, einige "selbstverwaltete Projekte" zu haben, die vor sich hinwurschteln. Heutige "autonome Strukturen" wie etwa linke Zentren leiden zumeist daran, dass eine ebenso "autonome" Clique sie verwaltet, die Regeln bestimmt und das Ganze zu einem Szeneloch versumpfen lässt. Gerd Stange schlägt für solche "autonomen Strukturen" neutrale Prüfungskommissionen vor (S.43).


  Das klingt autoritär, ist es aber nicht, im Gegenteil: Wenn man den Anspruch ernst nimmt, dass irgendwann alles allen gehören soll, dann darf man keine Cliquen dulden, die allein ihre Interessen durchsetzen, sondern benötigt basisdemokratische Kontrollinstanzen, die den gesamtgesellschaftlichen Anspruch aufrechterhalten. Denn Anarchie ist ja schließlich nicht Chaos, sondern, wie es so schön heißt "Ordnung ohne Herrschaft".


  

  Gerd Stange: Die libertäre Gesellschaft. Grundrisse einer freiheitlichen und solidarischen Gesellschaft jenseits des Kapitalismus. Verlag Die Buchmacherei, Berlin 2012. ISBN 978-3000397035. 78 Seiten, 6,80 Euro.


  *


  Quelle:
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  anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

  Herausgeber: Direkte Aktion, c/o FAU München
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  DAS BLÄTTCHEN/1312: Wall Street's Stasi


  



  Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

  16.Jahrgang | Nummer 16 | 5. August 2013


  Wall Street's Stasi


  von Axel-Fair-Schulz, Potsdam, N.Y.


  



  Natürlich beteuern Obama und sein Team, dass die von Edward Snowden zumindest partiell aufgedeckten Spitzelprogramme der NSA völlig harmlos seien und nur unserem Wohl und der freiheitlich-demokratischen Grundordnung dienten. Unbescholtene Bürger hätten schlie nichts zu verstecken. Kürzlich meldete sich gar der überführte Kriegsverbrecher George W. Bush zu Wort und beklagte, wie Snowden und seine Helfershelfer der Sicherheit der freien Welt mit den Enthüllungen grochaden zufügten. Er selbst habe die NSA ja nach den Anschlägen des 11. Septembers 2001 autorisiert, flächendeckend in unseren privaten E-Mails und Telefongesprächen nach Terroristen und anderen Bösewichten zu suchen. Dabei seien nie irgendwelche Bürgerrechte kompromittiert worden, wird uns von Herrn Bush versichert, der bereits den Irak demokratisiert und von Massenvernichtungswaffen gesäubert hatte.


  Nun sind halbwegs intelligente Zeitgenossen einigermaßen abgebrüht nach all den Enthüllungen von Bradley Manning über die massenhaften Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen der US-Streitkräfte im Irak und Afghanistan. Noch Schlimmeres erfährt man durch die Lektüre von Jeremy Scahills gerade erschienenen, erstklassigen Buches Dirty Wars: The World Is a Battlefield. Massenhafte Massaker an Zivilisten, bestialische Verstümmelungen, Massenvergewaltigungen - all diese bereits vom Vietnam-Krieg bekannten und kürzlich von Nick Turse in Kill Anything That Moves: The Real American War in Vietnam an Hand von lange unzugänglichen Pentagon-Dokumenten untersuchten Kriegsverbrechen - waren und sind nicht die Ausnahme, sondern die Regel.


  Sollte man in der Annahme Trost suchen, dass zumindest innerhalb der USA Menschen- und Bürgerrechte respektiert würden? Barack Obama positionierte sich gerade wieder als Trittbrettfahrer des schwerkranken Nelson Mandela. Bedeutet dies, dass Obama und sein Weißes Haus die gerade von Mandela demonstrierte Notwendigkeit von zivilem Ungehorsam akzeptieren? Allein die Erfahrungen der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung sollten Obama zeigen, dass ziviler Ungehorsam und eine dynamische Protest-Kultur zur Demokratie gehören wie die Luft zum Atmen.


  Eben diese Luft zum Atmen suchen die Herrschenden in Politik und Wirtschaft traditionsgemäss zu begrenzen - heute und in Amerika mehr denn je. Demokratie als Volksherrschaft war der Wirtschafts- und Finanzoligarchie nie geheuer. Und jedwede Versuche, zunehmend formale politische Demokratie durch Aspekte von Wirtschaftsdemokratie mit neuem Leben zu füllen, werden mit dem Ausbau eines Überwachungsstaates beantwortet. Der alte Polizeistaatler Fürst Metternich hätte gewiss seine Freude an dieser Entwicklung. Sich selbst noch immer ernstnehmende Demokratie-Unterstützer allerdings haben allen Grund zur Sorge angesichts dieses Großangriffes auf das Herz eines offenen, pluralistischen und demokratischen Gemeinwesens.


  Die Occupy-Bewegung beispielsweise wurde, wie in der Juni-Ausgabe des The Progressive-Magazines nachzulesen ist, seit einiger Zeit systematisch von den unter dem Schirm von Homeland Security zusammengefassten Geheimdiensten ausspioniert. Der Herausgeber des Progressive, Matthew Rothschild, schrieb einen äu lesenswerten Beitrag unter dem Titel Spying on Occupy Activists: How Cops and Homeland Security Help Wall Street. Diese Geheimdienste arbeiten sehr eng mit den Konzernen im Privatsektor zusammen. Offiziell wird vorgeschoben, dass es sich bei den Schnüffeleien ausschlie um die Abwehr potentieller terroristischer Anschläge handele. Doch selbst die neutralsten Beobachter können sich des Eindrucks nicht erwehren, dass hinter diesen Floskeln eine beängstigende Zuarbeit der Geheimdienste für die Interessen der Wirtschafts- und Finanzelite lauert. Die durch Steuergelder finanzierten und zumindest theoretisch einer demokratischen Kontrolle unterliegenden Geheimdienste entpuppen sich demnach als einseitige Macht-Instrumente für die Wall Street und eben nicht als neutrale Interessenvertreter aller Bürger.


  Inzwischen liegen durch die Recherchen von DBA Press und dem Center for Media and Democracy tausende von Dokumenten vor, welche das Zusammenspiel von Wirtschaftsbossen und Geheimdiensten detailliert dokumentieren. Abertausende Amerikaner, die gegen die aggressive Dominanz der Konzerne im politischen und gesellschaftlichen Leben der USA protestieren, sollen augenscheinlich kriminalisiert und mundtot gemacht werden. Lisa Graves, Direktorin des Center for Media and Democracy beklagt, wie zahllose Millionen Dollar an Steuergeldern missbraucht und verpulvert werden, um die Bürgerrechte unschuldiger Amerikaner auszuhebeln, ohne dass diese auch nur das Geringste mit Gewaltbereitschaft oder Terrorismus zu tun hätten.


  Jamie Dimon, Chef der gröamerikanischen Bank JPMorgan, besuchte im Oktober 2011 Phoenix im Bundesstaat Arizona. Bereits vorab setzte sich sein Büro mit dem Homeland Defense Bureau in Phoenix in Verbindung, um die frisch gegründete Occupy Phoenix-Bewegung flächendeckend und langfristig zu observieren und zu unterwandern. So koordinierten der großkapitalistische Privatsektor gemeinsam mit dem FBI, den regionalen Sheriffszentren und Homeland Security ihre Aktivitäten, um Kritikern der JPMorgan-Bank das Leben schwer zu machen. Detaillierte Pläne für Massenverhaftungen von Protestlern wurden gemeinsam ausgearbeitet, schwarze Listen angefertigt und Agents Provocateurs wie Saul DeLara auf die Occupy-Bewegung angesetzt.


  Man stelle sich nur für einen Augenblick vor, dass wir in einer tatsächlich funktionierenden Demokratie lebten. JPMorgan, als größte Bank auch einer der Hauptschuldigen an der tiefen Krise nicht nur der US- sondern auch der Weltwirtschaft, würde dann nicht als sakrosankte Institution über den Gesetzen stehen und diese nach Gutdünken im eigenen Interesse biegen und schieben dürfen. Polizei und Homeland Security müssten dann das Bankengewerbe und andere Großkonzerne mit mindestens ebenso viel Skepsis und Misstrauen begutachten wie die Occupy-Bewegung. FBI und Homeland Security würden sich dann nicht nur mit den Konzernen konsultieren, sondern auch mit den Bürgerbewegungen für soziale Gerechtigkeit. Was wäre uns allen erspart geblieben, wenn sich im Vorfeld der 2007 beginnenden Weltwirtschaftskrise eine solche für alle Seiten transparente und demokratische Zusammenarbeit entwickelt hätte?


  Neben JPMorgan wurden auch andere Großunternehmen von den Schnüffeldiensten mit Insider-Information beliefert, so beipielsweise die Beraterfirma Ernst & Young. Schockierend sind auch die Zuarbeitungsdienste für eine der destruktivsten und demokratie-feindlichsten Organisationen im heutigen Amerika: ALEC. Diese verharmlosend American Legislative Exchange Council genannte Institution beliefert lokale, regionale und bundesstaatliche Regierungen in den USA, einschlie Washington, mit vorgefertigten Gesetzesentwürfen im Interesse der Großkonzerne. Die vom groeld gekaufte Politikerkaste muss diese dann nur noch vermarkten und mehrheitsfähig machen. ALEC ist unter anderem für die rassistischen Stand Your Ground-Gesetze verantwortlich, die es George Zimmerman in Florida ermöglichten, den siebzehnjährigen und unbewaffneten Afro-Amerikaner Trayvon Martin ebenso kaltblütig wie straflos zu erschießen. Erschreckend antidemokratisch und perfide ist auch ALECs Modellgesetz, welches Tierschützer automatisch zu Terroristen erklärt. Bewusst irreführend The Animal and Ecological Terrorism Act tituliert, macht diese Gesetzesvorlage jedwedes Dokumentieren von Tierquälerei in den Massen-Farmen zu einem terroristischen Delikt. Acht Bundesstaaten haben dieses Gesetz bereits ratifiziert, welches wohlgemerkt nicht die eigentliche Tierquälerei, sondern ihre Enthüllung kriminalisiert. In neun weiteren Bundesstaaten wird es gerade verhandelt.


  Das Mother Jones-Magazin beschreibt in seiner Juli/August-Ausgabe, wie in nicht wenigen landwirtschaftlichen Großunternehmen grausamste Verfahren zur Regel gehören. Noch lebende Tiere werden routinemässig von riesigen Maschinen zermalmt, zersägt und zerissen. Untergewichtige Ferkel werden an den Hinterbeinen hochgezogen und die Schädel auf dem Betonboden zertrümmert. Das Enthüllen solch sadistischer Praktiken - vom Management naturgemäß als geschäftsschädigend bekämpft - ist nun dank ALECs Animal and Ecological Terrorism Act in immer mehr Bundesstaaten illegal.


  In deutschen Landen deklariert Frau Merkel, dass die weiter ausufernde Infrastruktur des heutigen Überwachungsstaates mit der - Gott sei's gedankt - auf dem Müllhaufen der Geschichte gelandeten Stasi nichts, aber auch gar nichts gemein habe. Weniger opportunistisch agierende Zeitgenossen sehen dies allerdings anders. So beispielsweise Daniel Ellsberg, der 1971 durch das Aufdecken der Pentagon Papers nachweisen konnte, wie systematisch die amerikanische Regierung das amerikanische Volk in puncto Vietnam-Krieg belogen und betrogen hatte. Ellsberg schrieb bereits am 10. Juni im Guardian, dass die von Snowden aufgedeckte NSA-Affaire aufzeigt, wie die Geheimdienste zur United Stasi of America mutieren und damit der Substanz unserer Demokratie unermesslichen Schaden zufügen. Hinzuzufügen wäre die immer bedenklichere Verflechtung von Polizei, Geheimdiensten und Großkonzernen.


  *
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  MELDUNGEN


  



  Tschechiens Übergangsregierung gescheitert


  Die innenpolitische Krise in Tschechien hat einen neuen Höhepunkt erreicht. Nach der verlorenen Vertrauensabstimmung der Übergangsregierung des Ministerpräsidenten Jiri Rusnok haben sich drei Parteien für Neuwahlen ausgesprochen. Nach Informationen der ARD verfügen die Sozialdemokraten, Kommunisten und die bürgerliche Partei TOP09 über eine knappe Mehrheit, um in der kommenden Woche in einer Sondersitzung die Selbstauflösung des Abgeordnetenhauses zu beschließen. Rusnok kündigte bereits seinen Rücktritt an. Politische Beobachter halten es für möglich, daß Präsident Milos Zeman Rusnok kommissarisch im Amt behalten wird. Auslöser der Regierungskrise ist die Verwicklung von Ex-Ministerpräsident Petr Necas langjähriger Bürochefin, Jana Nagyova, in einen Bespitzelungs- und Korruptionsskandal. Nagyova und sechs weitere Personen sind in Untersuchungshaft. Die Staatsanwaltschaft wirft ihr vor, Politiker bestochen und illegal Geheimdienste genutzt zu haben, um Personen auszuspionieren.


  8.August 2013
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  VOM TAGE


  



  In Venezuela soll Staatsanwaltschaft gegen Oppositionellen ermitteln


  Der Oberste Gerichtshof in Venezuela hat den Antrag der Opposition, die Präsidentschaftwahl vom 14. April zu überprüfen, in allen zehn Punkten als unberechtigt zurückgewiesen. Die Wahl wird nicht annulliert. Gegen den Wahlverlierer Capriles wurde der Vorwurf erhoben, das Gericht unzulässig der Parteilichkeit zugunsten des Wahlsiegers Maduro beschuldigt zu haben. Die Gerichtspräsidentin Gutiérrez warf der Opposition vor, dem Ruf der venezolanischen Institutionen geschadet zu haben. Capriles wurde wegen des respektlosen Antrags zu einer geringfügigen Geldstrafe verurteilt. Die Staatsanwaltschaft soll als nächstes ein Ermittlungsverfahren gegen den konservativen, konterrevolutionären Politiker einleiten.
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  BAYERN/3627: Schönheitskorrekturen retten schwarz-gelbes Landesentwicklungsprogramm nicht (SPD)


  



  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 07.08.2013


  Schönheitskorrekturen retten schwarz-gelbes Landesentwicklungsprogramm nicht


  Sprecherin für den ländlichen Raum Karl: Zersiedelung ist weiterhin Tür und Tor geöffnet - SPD will Neufassung nach der Wahl anpacken


  



  Für die Sprecherin der BayernSPD-Landtagsfraktion für Belange des ländlichen Raums, Annette Karl, muten die Versuche des FDP-Wirtschaftsministers, das Landesentwicklungsprogramm (LEP) schön zu reden, durchaus skurril an: "Wegen zahlloser Mängel und Defizite wurde die Teilfortschreibung des LEP im nächsten Jahr beschlossen, unter anderem mit den Stimmen seiner FDP-Fraktion", so Karl. "Auch die kosmetischen Änderungen, die die CSU-Fraktion jetzt quasi auf den letzten Drücker noch durchgedrückt hat, machen aus diesem Landesentwicklungsprogramm kein wirksames Instrument der Landesentwicklung!"


  Der Zersiedelung sei weiterhin Tür und Tor geöffnet, die Abschaffung des Staatsziels einer wohnortnahen Versorgung mit Bildung, Gesundheit, Kultur- und Sozialeinrichtungen werde zu einer Verschärfung der Abwanderungsproblematik in den ländlichen Regionen führen, mahnt Karl: "Die Vogel-Strauß-Taktik des Ministers, alle Herausforderungen zu ignorieren, ist der Thematik nicht angemessen, einer guten Landesentwicklung unwürdig und schlechtes Regierungshandeln!"


  Die SPD-Fraktion werde umgehend nach der Sommerpause nicht nur eine Teilfortschreibung, sondern eine komplette Neufassung des LEPs anpacken: "Ein LEP, das seinen Namen auch verdient und das dann auch wirklich kraftvoll umgesetzt werden kann. Murks bleibt Murks und gehört sofort wieder eingestampft."


  *
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  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 07.08.2013


  Seehofer muss Merk entlassen


  Stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Aures: Erst tut die Ministerin 20 Monate lang nichts in Sachen Mollath, dann will sie politisches Kapital aus seiner Freilassung schlagen


  



  Die stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Inge Aures ist befremdet über das Verhalten von Justizministerin Beate Merk nach der gestrigen Freilassung von Gustl Mollath aus der Psychiatrie in Bayreuth. "Es ist unglaublich, dass Frau Merk nach ihrem beispiellosen Versagen im Fall Mollath nun auch noch politisches Kapital aus der viel zu späten Freilassung schlagen will. Wenn Ministerpräsident Seehofer Charakter hat, dann zieht er sie sofort aus dem Verkehr", erklärt Aures. "Sie ist unfähig, untragbar und eine Zumutung für das bayerische Volk."


  Die Kulmbacher Abgeordnete verweist auf die Antwort der Ministerin auf eine Frage einer Reporterin von Report Mainz am 9. November 2012. Damals hatte Merk gesagt: "Mollath sitzt zu Recht in der Psychiatrie. Er ist gefährlich."


  Gestern twitterte Merk ganz anders: "Fall Mollath: Mein Ziel, mit Anordnung des Wiederaufnahmeantrages den Fall neu aufzurollen, ist erreicht!" Dazu Aures: "Dies widerspricht jedem Anstandsgefühl der Menschen. Erst legt sie die Hände in den Schoß, ist 20 Monate untätig und will nun den Anschein erwecken, sie sei die Retterin von Herrn Mollath. Das ist billige Polemik und ein Beweis für die Charakterlosigkeit dieser Frau!"


  Merk habe mit ihrem Verhalten im Fall Mollath dem Ansehen der bayerischen Justiz deutschlandweit Schaden zugefügt, stellt Aures fest.


  *
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  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 07.08.2013


  Hochwasserhilfe: Selbstlob der Staatsregierung ist verfrüht!


  Roos: Erst 88 von 150 Millionen Euro Soforthilfe ausgezahlt - Neue Hochwasserschutzmaßnahmen gehen noch nicht weit genug


  



  Der niederbayerische Abgeordnete Bernhard Roos hält das Selbstlob der Staatsregierung zur Hilfe für die Hochwasseropfer für deutlich verfrüht: "Die angekündigen Aufbauhilfen-Fördersätze klingen gut. Doch nur 88 der angekündigen 150 Millionen Euro Soforthilfen wurden bisher ausgezahlt!", so Roos. "Das lässt ähnliche Abweichungen bei der 2. Stufe der staatlichen Hilfen erwarten!"


  Die Reparatur der Hochwasserschutzeinrichtungen sei jetzt vorrangig, erklärt der Passauer SPD-Abgeordnete: "Diese müssen aber zielgerichtet auf Ertüchtigungen in die Breite, sprich, in schnellstmöglichen Deichbau für 1000-jähriges Hochwasser mit genügend Retentionsflächen umgewidmet werden", so Roos. "Im Ergebnis würde das bedeuten: Breitwasser statt Hochwasser!" Es könne nicht sein, erklärt Roos, dass es weiterhin keine Maßnahmen am Inn gebe. "Hier existiert die größte Bedrohung für die Stadt und Region Passau. Die Staatsregierung ist in der Pflicht, Gespräche mit Österreich und der Verbund-AG umgehend aufzunehmen!"


  Angesichts der aktuell deutlich gewordenen Pannen des Umweltministeriums bei den Hochwasserprognosen müsste auch dessen Informationspolitik dringend auf den Prüfstand.


  *


  Quelle:

  Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

  Bayerischer Landtag

  Maximilianeum, 81627 München

  Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

  E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

  Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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Selbststandig aktiv
Der Anteil der Kinder, die ohne Eltern etwas untemehmen,
im Altersvergleich
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= Allin bei Freunden dbernachten
hne Eltern ins Schwimmbad gehen
= An einer Kinder-/Jugendfreizet eilnchmen
= Ohne Elter bei Verwandten/Bekannten Urlaub machen
hne Eltern i Gffentichen Nahverkeh fahen (kein Schulbus)
= Ohne Eltern einkaufen
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